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In den Online-Seminaren des Lernorts Keibelstraße werden verschiedene Aspekte, die im 

Zusammenhang mit dem Thema „Haft in der DDR“ stehen, von Expert*innen präsentiert und 

mit Teilnehmenden diskutiert. In diesem Kontext steht die Veranstaltungsreihe in Kooperation 

mit dem Polizeihistorischen Institut der Hochschule für Polizei Baden-Württemberg unter dem 

Titel Rechtextremismus hinter Gittern – Geschichte, Gegenwart und Gefahrenpotenzial. Zur 

Auftaktveranstaltung am 30.09.2025 referierte der Historiker Dr. Enrico Heitzer über NS-Täter 

in Haft in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) und frühen DDR, wobei ein besonderer Fokus 

auf die Strafverfolgung und politische Instrumentalisierung gelegt wurde. Die Veranstaltung 

gliederte sich in einen inhaltlichen Input durch den Referenten und eine anschließende 

Diskussion mit den Teilnehmenden. 

Die Suche nach Gerechtigkeit in Bezug auf die strafrechtliche Verfolgung von NS-Täter*innen 

durch die Anti-Hitler-Koalition begann bereits weit vor dem Kriegsende 1945. Schon 1943/44 

begannen die Alliierten gemeinsam zu überlegen, wie man mit den diversen Formen von 

Täter*innenschaft nach dem Krieg umgehen sollte. Diese zunächst gemeinsam geführte 

Diskussion spaltete sich noch vor Kriegsende auf, was zu sehr unterschiedlichem Vorgehen der 

Siegermächte führte. Ein Blick auf die SBZ und frühe DDR soll mehr über die Strafverfolgung von 

NS-Tätern und deren politische Instrumentalisierung verraten. 
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1. Frühe Prozesse in der Sowjetunion und Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 

Erste Prozesse gegen deutsche Täter*innen sowie sowjetische Kollaborateur*innen fanden seit 

Sommer 1943 vor Militärtribunalen in der Sowjetunion statt. Diese wurden in der Forschung 

lange als stalinistische Schauprozesse betrachtet. Der Referent folgte in seiner Darstellung 

aktuellen wissenschaftlichen Ansätzen, die diese eher als „Demonstrationsprozesse“ 

charakterisieren. Ziel war es, der Öffentlichkeit Verantwortliche für die Verbrechen der 

nationalsozialistischen Täter*innen zu präsentieren. Mit Erreichen des deutschen Reichsgebiets 

begannen die sowjetischen Geheimdienste auch dort mit der Verfolgung von NS-Täter*innen. 

Bereits in den ersten Monaten nach Kriegsende kam es zu tausenden Verhaftungen. Betroffen 

davon waren neben Angehörigen von Schutzstaffel (SS), Geheimer Staatspolizei (Gestapo) oder 

dem Sicherheitsdienst des Reichsführers SS (SD), die oft direkt in Morde, politische Verfolgung 

und Kriegsverbrechen verwickelt gewesen waren, aber auch Schreibtischtäter*innen aus den 

Verwaltungsapparaten des „Dritten Reiches“. Bis Januar 1947 kam es schwer nachprüfbaren 

offiziellen Zahlen zufolge bereits zu über 10.000 Verurteilungen, wobei der Großteil davon auf 

sowjetische Militärtribunale zurückging. Diese Prozesse waren geheim, weswegen der 

Öffentlichkeit unbekannt blieb, welche Täter*innen dort zu welchem Strafmaß verurteilt 

wurden. Vor der Aussetzung der Todesstrafe durch die Sowjetunion im Mai 1947 wurden von 

etwa 3.400 verhängten Todesurteilen 2.642 nachweislich vollstreckt, die zumeist wegen NS-

Verbrechen verhängt worden waren.  

2. Fallbeispiele aus der SBZ 

Im Anschluss stellte der Referent einige Prozesse genauer vor, anhand derer er Besonderheiten 

in der Verfolgungspraxis der SBZ veranschaulichte. Zum einen hob er Verfahren gegen 

Angehörige der Polizeibataillone Nr. 9 (aus Berlin) und Nr. 304 (aus Chemnitz) hervor, die sich 

an Massenerschießungen in der besetzten Sowjetunion beteiligt hatten. Während solche 

Polizeieinheiten in der Bundesrepublik nicht im Fokus der Verfolgung standen, wurde ihnen in 

diesen Fällen umfassend der Prozess gemacht. Die Verfahren endeten mit ca. 350 

Verurteilungen, davon ca. 90 Todesurteile. Der Referent stellte die Besonderheit heraus, dass 

am Ende der geheim geführten Prozesse gegen das Polizeibataillon 9 im August 1947 eine 

Pressekonferenz stand, bei der einige Täter der Öffentlichkeit vorgeführt wurden und die eine 

breite internationale Berichterstattung zur Folge hatte. Als zweites Fallbeispiel führte er den 

Prozess gegen Haupttäter des Konzentrationslagers Sachsenhausen im Oktober/November 

1947 an. Der Prozess kann als Demonstrationsprozess verstanden werden, der den Nachdruck 

bei der Verfolgung der Täter*innen betonen und den Nürnberger Nachfolgeprozessen etwas an 

die Seite stellen sollte. Aus diesem Grund wurde das Verfahren öffentlich im Pankower Rathaus 

inszeniert, was u.a. durch die Erfahrungen nach der Pressekonferenz zum Polizeibataillon 9 

bestärkt wurde. Am Ende standen langjährige Haftstrafen, weil Todesurteile zu dieser Zeit 

ausgesetzt waren. Die Haftstrafen wurden teilweise in den Lagern des Gulags in der 

Sowjetunion verbüßt, wo mehrere der Verurteilten aufgrund der harten Haftbedingungen 
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verstarben. Der Referent ging weiterhin auf die Strafverfolgung von Frauen als NS-Täterinnen 

ein, welche einen einstelligen Prozentanteil der entsprechend Verurteilten ausmachten. Als 

Beispiel schilderte er den Fall einer Stenotypistin, die aufgrund ihrer Arbeit in einer 

Abwehrnebenstelle, wo sie unter anderem an der politischen Überwachung von 

„Fremdarbeiter*innen“ beteiligt war, zu einer Haftstrafe verurteilt wurde, während mehrere 

Männer aus derselben Stelle hingerichtet wurden. 1948 fand zudem der sowjetische 

Ravensbrück-Prozess statt, in dem ehemalige Aufseherinnen ebenfalls zu Haftstrafen verurteilt 

wurden. Im Gegensatz zum Sachsenhausen-Prozess wurde dieses Urteil ausschließlich in der 

Presse verkündet, worin der Referent eine vertane Chance zur kritischen Auseinandersetzung 

mit Täter*innenschaft insbesondere von Frauen sah. Generell sei durch die i.d.R. fehlende 

Öffentlichkeit und mangelnde rechtsstaatliche Standards die Chance einer breiten kritischen 

Beschäftigung mit den Verbrechen des „Dritten Reiches“ in der ostdeutschen Gesellschaft kein 

Gefallen getan worden. Zum Abschluss des Teils über die Strafverfolgung in der SBZ schnitt der 

Referent das Thema der sowjetischen Speziallager an. In diesen internierte die 

Besatzungsmacht überwiegend Personen ohne Gerichtsurteil, viele wegen NS-bezogenen 

Vorwürfen. Die Haftbedingungen waren unmenschlich; ein Drittel der Inhaftierten verstarb. Der 

erinnerungspolitisch schwierige Umgang mit den Speziallagern zeigte sich im Kalten Krieg, als 

ostdeutschen Propaganda die Lager als humane Internierungslager verharmloste, 

westdeutsche Politik und Publizistik sich aber stark auf die so genannten „russischen KZs“ 

fokussierte. Trotz der berechtigten Kritik an den Speziallagern erleichterten solche Deutungen 

die Relativierung von NS-Unrecht und konnten als Instrument der deutschen Schuldabwehr in 

der Nachkriegszeit eingesetzt werden. 

3. Prozesse in der frühen DDR 

Der Referent thematisierte den Beginn der Strafverfolgung durch DDR-Gerichte mit der 

Auflösung der Speziallager im Jahr 1950. Etwa 11.000 bereits durch sowjetische Militärtribunale 

Verurteilte wurden an die DDR übergeben und in den Strafvollzug unter Leitung des 

Ministeriums des Innern übernommen. Ungefähr 3.400 Internierte wurden in den „Waldheimer 

Prozessen“ in problematischen Schnellverfahren verurteilt. Gerichte in der Bundesrepublik 

stellten im Nachhinein die Nichtigkeit dieser Urteile fest. Der Referent betonte, dass eine 

wissenschaftliche Bewertung der Verfahren trotzdem schwierig sei. Als charakteristisch für die 

Strafverfolgung in der SBZ und teilweise DDR benannte er neben rechtsstaatlichen Defiziten die 

Anwendung sowjetischen und alliierten Rechts auf NS-Täter*innen. Dies ermöglichte im 

Gegensatz zur langjährigen Praxis in der Bundesrepublik, dass Personen allein aufgrund einer 

Zugehörigkeit beispielsweise zur Lager-SS eines KZ verurteilt werden konnten, ohne ihnen eine 

konkrete Tat nachweisen zu müssen. In Folge von Stalins Tod fand ab 1953 eine außenpolitische 

Neuaufstellung in der Sowjetunion und DDR statt, welche mit zahlreichen Amnestien 

einherging. Zwischen 1954 und 1956 wurden tausende Häftlinge, darunter auch viele NS-

Täter*innen, aus den Gefängnissen der DDR und den Lagern der Sowjetunion entlassen. Sie 
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sollten möglichst geräuschlos in die Gesellschaft integriert und das Thema der Entnazifizierung 

damit de facto abgeschlossen werden. Bestenfalls ein Dutzend in der Frühphase verurteilte 

Täter*innen musste die kompletten Strafen beinahe oder vollständig absitzen. Seit den 1950ern 

kam es in der DDR nur noch zu relativ wenigen Prozessen gegen NS-Täter*innen, auch wenn 

diese teilweise dem Ministerium für Staatssicherheit bekannt waren. Die Verfolgung erfolgte oft 

auch nach politischen Opportunitätsgründen. Der Referent interpretierte die DDR-Linie so, dass 

die Aufrechterhaltung der antifaschistischen Staatsdoktrin den Vorrang hatte. Auch wenn in 

Ostdeutschland vor allem in der Anfangszeit eine größenmäßig umfassendere Verfolgung von 

Täter*innen betrieben wurde als im Westen, blieb sie hinter den eigenen Ansprüchen zurück. 

Resümierend stellte der Referent fest, dass die Strafverfolgung von NS-Täter*innen in der SBZ 

und frühen DDR durch die Verbindung von stalinistischer Repression, Kaltem Krieg und 

antifaschistischer Staatsdoktrin schwer einzuordnen ist. Trotz fehlender Rechtsstaatlichkeit 

standen oft belastete NS-Täter vor Gericht. Eine allzu enge Verknüpfung von grundsätzlich 

gerechtfertigter Justiz und politischem Kalkül erschwert die einfache Bewertung. 

4. Diskussion  

Die Diskussion mit den Teilnehmer*innen der Veranstaltung begann mit einer Nachfrage zum 

zahlenmäßigen Verhältnis der Verfolgung von NS-Täter*innen in DDR und Bundesrepublik. Der 

Referent stellte heraus, dass insbesondere in der frühen Phase die Verfolgung in der Zeit der 

SBZ bezogen auf die Bevölkerungszahlen relativ höher ausfiel als in den Westzonen/der 

Bundesrepublik. Doch es gibt auch bemerkenswerte Parallelentwicklungen in beiden 

postfaschistischen Gesellschaften: In der Zeit nach 1955 gab es auch in der DDR zwar noch 

öffentliche Prozesse gegen Täter*innen, die jedoch in ihrer Anzahl nicht mit den Zahlen der 

Frühphase vergleichbar waren. Federführend war dabei oft das MfS, das über ein umfassendes 

NS-Archiv verfügte. Dieses wurde aber ebenfalls dafür genutzt, westdeutsche Politiker durch 

ihre angeblichen oder tatsächlichen Verstrickungen ins NS-Regime zu diskreditieren. Außerdem 

wurde nach den Haftbedingungen der NS-Täter*innen, die im DDR-Strafvollzug saßen und nicht 

durch Amnestien vorzeitig entlassen wurden, gefragt. Der Referent merkte an, dass dieses 

Thema wissenschaftlich noch nicht hinreichend erforscht sei und er die Frage für die spätere 

Phase eher auf Basis von Anekdoten beantworten müsse, die darauf hindeuten, dass die NS-

Täter*innen in Haft später weitestgehend in Ruhe gelassen worden zu sein scheinen. Die 

abschließende Frage galt der Strafverfolgung von „einfachen“ Verwaltungsbeamt*innen und ob 

dabei bestimmte Kriterien angelegt oder eher willkürlich gehandelt wurde. Der Referent wies 

zunächst auf ein Quellenproblem hin, da ein Großteil der relevanten Unterlagen der 

sowjetischen Verfolgungsperiode in nicht zugänglichen Archiven in Russland liege. So könne 

über eine mögliche Systematik derzeit keine seriöse Aussage gemacht werden. Er vermute aber, 

dass ein wichtiger Faktor schlichtweg war, ob die sowjetischen Geheimdienste Personen 

antrafen, oder ob diese vorher in Richtung Westzonen fliehen konnte.  


